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WISSENSCHAFT FUR DIE PRAXIS

Staatskonsum, staatliche Investitionen 
und die Produktivität staatlichen Handelns
Christian Leipert, Augsburg

In der aktuellen Debatte wird beschäftigungspolitischen Konzeptionen, die u. a. eine gezielte Auswei­
tung staatlicher Dienstleistungskapazitäten vorsehen’), vielfach das Argument einer mangelnden oder 
ungenügenden Produktivität staatlicher Tätigkeit entgegengehalten2). Eine Auseinandersetzung mit 
dieser Behauptung ist angesichts der Bedeutung staatlicher Initiativen für die Wiedergewinnung der 
Vollbeschäftigung und die Gestaltung des zukünftigen Wachstums notwendig.

Beobachtungen im Zusammenhang mit der w irt- 
schafts- und finanzpolitischen Diskussion über 

die Rolle von Staatskonsum und staatlichen Inve­
stitionen in einem wachstumspolitischen Konzept 
zeigen, daß durch die Art und Weise der Verbu­
chung der Ergebnisse des staatlichen Leistungs­
erstellungsprozesses in der Volkswirtschaftlichen 
Gesamtrechnung (VGR) als Staatskonsum unbe­
gründete Assoziationen geweckt werden können, 
die die Behauptung vom unproduktiven Staat 
g laubwürdiger erscheinen lassen. Als Ausgangs­
punkt einer Analyse der spezifischen Charakteri­
stika staatlicher Produktivität wählen w ir daher 
das Problem der Erfassung der ausgabenbezoge­
nen staatlichen Tätigkeit als Staatskonsum und 
-investition. Dabei verfolgen w ir das Ziel, die 
Frage zu beantworten, ob die gegenwärtig prakti­
zierten Konventionen der VGR geeignet sind, 
einen fundierten Einblick in das Leistungsbild 
der Gebietskörperschaften zu ermöglichen bzw. ob 
Verbesserungen und Erweiterungen bei der Er­
fassung der Ergebnisse staatlicher Tätigkeit denk­
bar und realisierbar sind.

Im ersten Abschnitt diskutieren w ir die wesent­
lichen Unzulänglichkeiten des Staatskonsum­
b eg riffs3). Im zweiten Abschnitt gehen w ir auf die 
funktionellen Beziehungen zwischen Staatskon-

Vgl. z. B. Vorschläge des DGB zur W iederherste llung der V o ll­
beschäftigung (Ju li 1977), abgedruckt in K. G. Z i n n  (Hrsg.): 
S tra teg ien  gegen d ie  A rbe its lo s igke it, Frankfurt/M . — ‘K öln 1977, 
S. 211 ff.; A rbe itsg ruppe  „A lte rna tive  W irtscha ftspo litik “ , Memo­
randum . A lte rna tiven der W irtscha ftspo litik , Köln 1978, S. 102 ff.; 
D IW; Eine m itte lfr is tig e  S tra teg ie  zur W iedergew innung der V o ll­
beschäftigung, W ochenbericht Nr. 15 vom 13. 4.1978, S. 153.

Dr. Christian Leipert, 34, is t wissenschaft­
licher Assistent am Institu t für Volkswirt­
schaftslehre der Universität Augsburg.

sum und staatlichen Investitionen ein, die die ge­
trennte Erfassung von laufendem „Staatskonsum“ 
und einmaligen Investitionsausgaben im Rahmen 
der VGR wenig aussagekräftig erscheinen lassen. 
Im letzten Abschnitt fragen w ir nach der spezi­
fischen Eigenart staatlicher Produktion und Pro­
duktivität und nach Möglichkeiten, diesen Charak­
teristika auch bei der Abbildung der Ergebnisse 
staatlicher Tätigkeit durch ein Meßsystem gerecht 
zu werden.

Unzulänglichkeiten des Staatskonsumbegriffs

Bekanntlich stellt die Erfassung der laufenden 
staatlichen Leistungen in der VGR als Staatskon­
sum insofern einen Fremdkörper in diesem Re­
chenwerk dar, als die Ergebnisse staatlicher Tätig­
keit weit überwiegend unentgeltlich abgegeben 
werden und damit keine Marktpreise für diese Lei­
stungen zur Verfügung stehen. Die Geschlossen­
heit der auf der Marktpreisbewertung aufbauenden 
Gesamtrechnung hätte eine Simulation von Markt­
preisen für staatliche Leistungen erfordert. Aus 
konzeptionellen und rein praktisch-statistischen 
Gründen ist dieser Weg einer Problemlösung fre i­
lich nie ernsthaft erwogen worden.

Einigkeit wurde dagegen rasch erzielt, daß statt 
dessen die Staatsleistungen mit ihren Kosten in 
die VGR eingestellt werden sollten. Umstritten war 
dabei die Aufteilung der Herstellkosten, die sich 
neben den (im staatlichen Bereich vernachlässig­
baren) Abschreibungen aus Sachgüterkäufen und 
Personalkosten zusammensetzen, auf Vorleistun-

2) Vgl. etwa W. E n g e l s :  M ehr M arkt, S tuttgart 1976, und Sach­
verständigenrat zur Begutachtung der gesam twirtschaftlichen Ent­
w ick lung ; Jahresgutachten 1975, Drucksache 7/4326, S. 124 f. und 
S. 137 ff.
3) Vgl. hierzu auch C. L e i p e r t :  Zum Problem der w oh lfah rts­
bezogenen Einschätzung des Staatskonsums, in: K on junktu rpo li­
tik , 24. Jg. (1978), S. 321 ff.
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gen, die vom Unternehmenssektor in Anspruch 
genommen werden, und finalen Konsum, der den 
privaten Haushalten direkt zugute kommt. Der 
Logik der VGR hätte es entsprochen, wenn eine 
derartige Aufgliederung vorgenommen worden 
wäre. Vor allem Kuznets setzte sich für die An­
wendung des „Specific Approach“ ein, wonach 
jede staatliche Leistungsart danach überprüft wer­
den sollte, ob sie dem Unternehmenssektor als 
Vorleistung oder den privaten Haushalten als End­
konsum zufließ t4).

Angesichts der unüberwindlichen Schwierigkeiten 
einer analytisch und empirisch überzeugenden Zu­
ordnung entschied sich die statistische Praxis für 
den konkurrierenden Endnachfrageansatz („Final- 
Demand-Approach“ ), der freilich von allen an der 
Debatte Beteiligten als theoretisch unbefriedigend 
angesehen wurde. Danach wird fingiert, daß der 
Staat als Nachfrager nach seinen eigenen Leistun­
gen auftritt, diese mithin Eigenverbrauch darstel­
len. Damit war der Begriff „Staatskonsum“ fü r die 
laufenden Leistungen des Staates geprägt.

Doppeltes Vorurteil

Den Ökonomen, die sich über den Begriffsinhalt 
immer im klaren waren, war offenbar nicht bewußt, 
daß dieser Begriff in der Öffentlichkeit und im 
politischen Bereich zu Mißverständnissen führen 
mußte, die sich unter Umständen auch für be­
stimmte politische Ziele ausnutzen ließen. Dabei 
knüpft das Vorurteil gegen den „Staatskonsum“ 
an dem konventionellen Konsumverständnis an: 
Es kann erst konsumiert werden, wenn zuvor pro­
duziert worden ist. Konsum ist ein Akt der Vernich­
tung, ein Verbrauchsvorgang, der sich außerhalb 
der produktiven Sphäre der Gesellschaft abspielt. 
Bei einem derart vorgeprägten Konsumverständnis 
in der Öffentlichkeit hat eine Strategie, die für 
Kürzungen beim Staatskonsum eintritt, schon des­
halb bessere Durchsetzungschancen, weil tenden­
ziell eine Einschränkung „unproduktiver“ Ausga­
ben erwartet wird. Die dabei freiwerdenden Mittel

4) S. K u z n e t s :  Government P roduct and National Income, in:
E. L u n d b e r g  (ed.): Incom e and W eaith, Series 1, Cam bridge
1951, S. 192 ff. Die an den Vorschlag von Kuznets anknüpfende
Debatte w ird  nachgezeichnet in C. L e i p e r t :  U nzu läng lichke i­
ten des S ozia lp rodukts in se iner Eigenschaft a ls W ohlstandsmaß, 
Tübingen 1975, S. 89 ff.

könnten dann sinnvoller für produktive Zwecke 
eingesetzt werden — sei es fü r staatliche Investi­
tionen, sei es im privatwirtschaftlichen Bereich. 
Die Erbringung staatlicher Leistungen unter der 
Rubrik „Staatskonsum“ hat damit gegen ein dop­
peltes Vorurteil anzukämpfen:

□  daß zusätzliche staatliche Investitionen, die die 
Produktionsbedingungen des privatwirtschaftlichen 
Sektors verbessern, einer Expansion des Staats­
konsums vorzuziehen seien und

□  daß die privatwirtschaftliche Inanspruchnahme 
von potentiell verfügbaren Ressourcen der alter­
nativ möglichen Absorption durch eine Steigerung 
des Staatskonsums vorzuziehen sei, weil sie eine 
produktive Nutzung sicherstelle und einen höhe­
ren Wohlfahrtsbeitrag für die Bevölkerung er­
bringe.

Komplexe Stellung des Staates

Diese Alternativen erweisen sich bei näherem Hin­
sehen als „Schein“ -Alternativen. Ihre Konstruktion 
beruht auf Voraussetzungen, die tatsächlich nicht 
vorliegen. So ist offenbar nötig, sich die eigentlich 
triviale Tatsache klar vor Augen zu führen, daß der 
Staat als Institution überhaupt nicht konsumieren 
kann. Konsum im Sinne einer bedürfsnisbefriedi- 
genden Aktivität kann nur von Personen ausgeübt 
werden. Konsum ist traditionell diejenige ind ivi­
duenbezogene Zielgröße, auf die jede wirtschaft­
liche Aktivität des privaten und des staatlichen 
Sektors letztlich ausgerichtet ist (bzw. sein sollte).

Der Staat hingegen kombiniert natürliche, sach­
liche, personelle und finanzielle Ressourcen mit 
dem Ziel der Bereitstellung von Leistungen. Er ist 
damit eine eigenständige produzierende Instanz, 
die Produktionsprozesse in ganz bestimmten Be­
reichen organisiert, deren Ergebnisse die indivi­
duelle W ohlfahrt der Bürger tangieren, unerläß­
liche Produktionsvoraussetzungen des privatwirt­
schaftlich organisierten Unternehmenssektors dar­
stellen und gesamtgesellschaftliche Erfordernisse 
erfüllen. Dieser komplexen Stellung des Staates 
im Prozeß von Produktion und Konsumtion in einer 
Erwerbswirtschaft wird die statistische Konvention 
der Erfassung des staatlichen Produktionsergeb­
nisses als Staatskonsum nicht im Ansatz gerecht.

K O  N a  U IM K T U  R  
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Sie sollte konsequenterweise aufgegeben werden, 
weil sie

□  falsche Assoziationen weckt,

□  damit populäre — ohne genaue Einzelprüfung 
der jeweiligen Bedingungen nicht schon a priori 
zutreffende — Vorurteile vom unproduktiven und 
verschwenderischen Staat stärkt und

O  adäquatere Lösungen denkbar sind.

U nbefried igende Änderung

Ein bescheidener Fortschritt gegenüber der bis­
herigen Praxis wäre schon durch die Ersetzung 
des „Staatskonsum“ -Begriffs durch den Begriff 
„Staatsleistungen“ oder „kostenlose Bereitstel­
lung öffentlicher Güter“ 5) erreicht. Das Netto­
sozialprodukt würde dann von der Verwendungs­
seite her als Summe von privatem Haushaltskon- 
sum, laufenden Staatsleistungen, privaten und 
staatlichen Investitionen sowie Außenbeitrag be­
stimmt werden

(CH +  L s t[H  +  U] +  'U +  lSt +  Ex—Im )6).

Diese lediglich term inologische — aus den ange­
führten Gründen dennoch wichtige — Änderung 
b leibt unbefriedigend. Wünschenswert wäre eine 
Aufspaltung der laufenden Staatsleistungen in kon­
sumtiv wirksame, dem Haushaltssektor zurechen­
bare Leistungen und in unternehmensbezogene 
Vorleistungen. Gelänge dies, könnte der staatlich 
erbrachte Konsumteil mit den privaten Konsum­
ausgaben in einer erweiterten Konsumgröße zu­
sammengefaßt werden; die unternehmensbezoge­
nen staatlichen Vorleistungen müßten auf dem 
Produktionskonto des Unternehmenssektors ver­
rechnet werden.

Versuche zur konzeptionellen und empirischen 
Fundierung des „Specific Approach“ sind seit den 
30er Jahren immer w ieder unternommen worden7). 
Ihre Ergebnisse mußten jedoch unbefriedigend 
bleiben, weil eine analytisch und empirisch über­
zeugende Zuordnung der Staatsleistungen auf­
grund der Unentgeltlichkeit der Inanspruchnahme 
öffentlicher Güter prinzipiell unmöglich ist. Dies 
zeigt ein Blick auf d ie  mit Hilfe der Finanzstatistik 
nach funktioneilen Kriterien disaggregierten Rei­
hen des Bruttoverbrauchs8) (vgl. Tab. 1).

5) G. B o m b a c h :  Die öffen tliche  Finanzw irtschaft im W irt­
schaftskre is lau f, in : Handbuch der Finanzwissenschaft, 3. Aufl., 
Bd. 1, Tüb ingen 1975, S. 61.

6) Denkbar w äre auch e ine Sum m ierung über private Konsum- 
und Investitionsgü te rkäufe  +  staa tliche  Käufe von Gütern und 
D ienstle is tungen (Käufe von Sachgütern, personellen Leistungen 
und Investitionsgütern) +  Außenbeitrag (Cu +  In +  Ae* [ohne 
Transfers] +  Ex — Im).

7) V g l. z .B . C. L e i p e r t :  U n z u lä n g lic h k e ite n ..., a .a .O ., 
S. 89 ff.

8) Die VGR-Daten des S taatsverbrauchs und der öffentlichen In­
ves titionen  s ind  fü r unsere Zwecke ungeeignet, w e il sie nur nach 
Haushaltsebenen und n icht nach Funktionsbereichen ausgewiesen 
w erden.

Tabelle 1
Bruttoverbrauch3), Investitionen, Personalausgaben 

und Vollbeschäftigte der Gebietskörperschaften 
nach Aufgabenbereichen (1974)

B rutto­
ve r­

brauch
Investi-I 
tionen j

Per-
sonal-
aus-

gaben

V o llbe ­
schäf­
tig te

in Mrd. DM in 1000

1) Unterricht, Wissenschaft, 
Kultur 45,65 9,28 33,56 727

2) Sozia le Sicherung 9,57 0,74 4,41 134
3) Sozia lversicherung
4) G esundheit und Erholung

54,78
14,24 2,45 9,74

186
291

5) Politische Führung und 
Zentra le  Verwaltung 22,09 1,09 16,34 390

6) V erte id igung 30,35 0,15 15,54 665
7) ö ffe n tliche  S icherheit 

und Rechtsschutz 15,18 0,99 12,96 363
8) Wohnungen, Städtebau, 

Verkehr 9,94 14,65 6,36 241
9) Kommunale Einrichtungen 5,81 6,30 \

4,49
109

10) Sonstige Aufgabenbereiche 4,08 0,76 /

Aufgabenbereiche insgesamt 211,69 36,41

o) Staatsverbrauch — Abschreibungen, unte rste llte  Bankgebühren, 
U nfallversicherungsbeiträge +  Verkäufe =  Bruttoverbrauch =  Per­
sonalausgaben +  laufender Sachaufwand.
Q u e l l e :  D. V e s p e r :  E ntw icklung und S truktur des Staats­
verbrauchs 1961 b is 1974, in : V ierte ljahreshefte  des DIW, H. 1, 
1977, S. 39 und 47 ff.; d e r s. : Zu r Entw icklung des Staatsver­
brauchs, in: W ochenberichte des DIW, 44. Jg. (1977), S. 271; 
d e r s. : Zur Beschäftigungssituation im öffentlichen D ienst, in: 
ebenda, S. 243.

Zuordnungsprobleme

Selbst eine grobe Zuordnung der zehn ausgewie­
senen Funktionsbereiche nach dem Kriterium der 
Konsumbezogenheit der Ausgaben läßt mehr Fra­
gen offen, als sie beantworten kann. Relativ stark 
haushaltskonsumbezogen erscheinen die Lei­
stungsbereiche „Unterricht, Wissenschaft, Kultur“ , 
„Soziale Sicherung“ , „Sozialversicherung“ und 
„Gesundheit und Erholung“ . Relativ konsumfern 
erscheinen die klassischen politischen Aufgaben­
bereiche „Politische Führung und Zentrale Ver­
waltung“ , „Verte idigung“ und „öffentliche Sicher­
heit und Rechtsschutz“ . In den Funktionsbereichen 
„Wohnungen, Städtebau, Verkehr“ und „Kommu­
nale Einrichtungen“ stecken wesentliche Konsum­
teile, aber auch erhebliche Vorleistungen für den 
Unternehmenssektor. Die Wohnungsbauförderung 
des Staates ist zweifellos konsumbezogen, ande­
rerseits dienen Ausgaben für Städtebau, Verkehr 
und bestimmte kommunale Einrichtungen der Her­
stellung, Sicherung und dem Ausbau einer unter­
nehmensbezogenen Infrastruktur, die die Produk­
tions- und Distributionsbedingungen des privaten 
Unternehmenssektors wesentlich verbessern kann. 
Für das (willkürlich gewählte) Jahr 1974 ergibt sich 
eine Relation von 63 %  zu 37 %  zugunsten der 
konsum- (also haushalts-) orientierten Staatslei­
stungen, wenn die Aufgabenbereiche (1), (2), (3) 
und (4) als konsumbezogene, die Leistungsbe­
reiche (5), (6) und (7) als nicht direkt haushalts­
bezogene Ausgaben gewertet sowie die laufenden
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Ausgaben für die Bereiche (8), (9) und (10) in Er­
mangelung eines besseren Aufteilungsschiüssels 
mit jeweils 50%  den beiden Kategorien zugeord­
net werden.

Sicherlich könnte der empirische Nachweis der 
direkt haushaltskonsumbezogenen Ausgaben 
durch eine weitere Detaillierung der funktionellen 
Gliederung der Staatsausgaben verbessert wer­
den. Beispielsweise könnte dann die w illkürliche 
Aufteilung der Ausgabengruppen (8), (9) und (10) 
durch eine problemgerechtere Lösung ersetzt wer­
den. Aber auch gegen eine datenmäßig besser 
abgesicherte Aufteilung der laufenden Staatsaus­
gaben lassen sich schwerwiegende Einwände Vor­
bringen. Sie beruhen vor allem auf dem Doppel­
charakter vieler staatlicher Leistungen, sowohl 
konsumtiver als auch unternehmensbezogener 
Natur zu sein, und auf dem Umstand, daß eine 
Zuordnung staatlicher Leistungen nicht immer frei 
von Wertungen sein kann.

Der Doppelcharakter öffentlicher Leistungen wird 
besonders deutlich im Bildungsbereich. Einerseits 
haben Ausbildungsleistungen des Staates kon­
sumtive Wirkungen, und zwar insoweit als im Zuge 
des Ausbildungsprozesses die Interessen des ein­
zelnen geweckt und gefördert werden, als der 
Gesichtskreis des einzelnen erweitert wird, als 
Voraussetzungen zur Selbstfindung und Selbstver- 
w irklichung gelegt werden, als Freude an bestimm­
ten Bildungsgütern geweckt wird etc. Anderer­
seits haben Bildungsausgaben Vorleistungscharak­
ter insofern, als der Staat Kosten für die Ausbil­
dung von Schülern und Studenten übernimmt, von 
der die Unternehmen unmittelbar profitieren und 
die sie andernfalls in weitem Umfang selbst über­
nehmen müßten.

Die Wertgebundenheit einer speziellen Zuordnung 
von Staatsleistungen kann besonders klar am Ver­
teidigungsbereich aufgezeigt werden. Viele Argu­
mente sprechen dafür, die Verteidigungsausgaben 
nicht als endkonsumbezogene Staatsausgaben zu 
klassifizieren9). Dennoch sind sie nicht so schlüs­
sig, daß eine andere Position nicht mehr argumen­
tativ untermauert werden könnte. In einer Kriegs­
situation, in die ein Land unfreiwillig hineingezo­
gen wird und in der die Bürger ihre Sicherheit 
bedroht sehen, können alle Ausgaben, die zur 
Wiederherstellung der äußeren Sicherheit beitra­
gen, als wohlfahrtsfördernde und wohlstandssi­
chernde Ausgaben aufgefaßt werden. Ähnliches 
gilt auch in Friedenszeiten für bestimmte Bevölke­
rungsgruppen, die aufgrund eines bestimmten 
ideologisch-politischen Standorts einen unmittel­
baren Zusammenhang zwischen Verteidigungs­
ausgaben und ihrer individuellen Wohlfahrt sehen.

9) Vgl. be isp ie lsw eise  W. D. N o r d h a u s ,  J.  T o b i n :  ls
Growth Obsolete?, F iftie th  Anniversary C olloqu ium  V: Econom ic 
Growth, NBER, New York 1972, S. 26.

Aus dem bisher Gesagten ergibt sich, daß die 
funktionelle Gliederung der laufenden Staatslei­
stungen verfeinert, der Versuch einer Zuordnung 
nach endkonsumbezogenen und eher vorleistungs­
orientierten Leistungen aber endgültig aufgrund 
unlösbarer konzeptioneller Probleme aufgegeben 
werden sollte.

Staatskonsum vs. staatliche Investitionen?

Die Klassifizierung der laufenden Staatsleistungen 
als Staatskonsum ist auch deswegen problema­
tisch, weil sie Fehlurteile über das Verhältnis von 
Staats-„Konsum“ und öffentlicher „Investition“ 
fördert. In der öffentlichen Diskussion rangieren 
die staatlichen Investitionen in der Wertigkeit viel­
fach vor dem Staats-„Konsum“ . Dabei wird die 
Ansicht vertreten, Investitionen sollten deshalb 
gefördert w erden10), weil sie zukunftsgerichtet 
sind, die infrastrukturelle Basis der Volkswirt­
schaft verbessern und damit die Voraussetzungen 
für eine rasche Produktivitätssteigerung in der Zu­
kunft verbessern. Eine alternativ mögliche Ausdeh­
nung des Staats-„Konsums“ wird in dieser Debatte 
dagegen als eine Belastung für die Zukunft dar­
gestellt, weil dadurch der Teil der gesamtwirt­
schaftlichen Ressourcen, der „unproduktiv“ kon­
sumiert wird, ansteige und damit notwendiger­
weise der Teil der verfügbaren Ressourcen, der 
zukunftssichernd und produktivitätsfördernd ein­
gesetzt werden kann, schrumpfe.

Das tatsächliche Verhältnis zwischen laufenden 
Staatsleistungen und staatlichen Investitionen ist 
freilich nicht das einer konkurrierenden Beziehung 
zwischen „unproduktivem “ Staatskonsum und pro­
duktivitätsfördernden Investitionen, sondern in 
weiten Bereichen das einer komplementären Be­
ziehung zwischen Kapital- und Arbeitsinputs ein­
schließlich sachlicher Vorleistungen, deren ge­
meinsame Nutzung erst die gewünschten Staats­
leistungen hervorbringt. Bekanntlich nimmt der 
Staat fast ausschließlich Bauinvestitionen vor, von 
denen mit Ausnahme der Straßenbauinvestitionen 
alle anderen Kategorien der Tabelle 1 komple­
mentäre personelle und andere Inputs zur Lei­
stungserstellung benötigen.

Tabelle 1 verm ittelt einen Einblick in die Relevanz 
der personellen Komponente im Rahmen des 
staatlichen Produktionsprozesses. Wenn über­
haupt eine Aussage über die relative funktionelle 
Bedeutung der einzelnen Inputkategorien für das 
Leistungsergebnis getroffen werden soll, so muß 
man sich den für die staatliche Tätigkeit charakte­
ristischen Tatbestand vor Augen führen, daß in 
weitem Umfang persönliche Dienstleistungen er-

'0) Oder in e iner anderen V ersion: der A nte il der Investitionen 
an den gesamten Staatsausgaben so llte  zu Lasten des Staats­
konsums erhöht werden.
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bracht werden. In diesen Bereichen kommt dem 
Charakter des Interaktionsprozesses zwischen Lei­
stungserbringer und Empfänger für Qualität und 
Nachhaltigkeit der Leistung eine entscheidende 
Bedeutung zu. Man vergleiche lediglich eine Aus­
bildungssituation in der Hauptschule mit Klassen­
frequenzen von 35 und mehr Schülern sowie Stun­
denkürzungen aufgrund von Lehrermangel mit 
einer Situation mit Klassenfrequenzen von 20 bis 
25 Schülern und mit einer Lehrerzahl, mit der alle 
Fächer ausreichend abgedeckt werden.

Irreführender Investitionsbegriff

Außer der funktioneilen Komplementarität von 
Personal, Vorleistungen und Bauten in vielen 
staatlichen Aufgabenbereichen spricht auch der 
investive Charakter eines großen Teils der im 
Staatskonsum erfaßten Ausgaben gegen die Bei­
behaltung der irreführenden VGR-Konventionen. 
Die VGR hat bekanntlich einen engen Investitions­
begriff, nach dem lediglich alle dauerhaften repro­
duzierbaren Produktionsmittel — Ausrüstungen 
und Bauten —, deren Nutzungsdauer mehr als ein 
Jahr beträgt, als Anlageinvestitionen erfaßt wer­
den. Versteht man freilich unter Investitionen alle 
Ausgaben, die entweder durch den Kauf langlebi­
ger Güter zukünftige Nutzungsmöglichkeiten im 
Unternehmens- sowie im privaten und staatlichen 
Haushaltssektor eröffnen oder die zukünftige Lei­
stungskapazität der Individuen und der Unterneh­
men erhöhen, wie es eine Wachstumsanalyse 
eigentlich erfordert, so wird deutlich, wie wenig 
problemadäquat die staatlichen Ausgaben mit in- 
vestiven Wirkungen gegenwärtig registriert werden.

Die Ausgabenkategorien (1)—(4), die insofern kon­
sumtiven Charakter haben, als sie überwiegend 
den privaten Haushalten zugute kommen, haben 
wiederum in längerfristiger Betrachtung elemen­
tare investive Wirkungen: Die Personalausgaben 
und der laufende Sachaufwand in Schule und Uni­
versität verbessern den Bildungs- und Ausbil­
dungsstand der Betroffenen, deren Ertrag erst in 
Zukunft wirksam wird. Die Personal- und Sach­
ausgaben im Zusammenhang mit Forschung und 
Entwicklung wirken investiv, weil sie die Ausdeh­
nung des Grundlagenwissens, die Förderung des 
Anwendungswissens und die erweiterte und be­
schleunigte Einführung und Verbreitung von Pro­
dukt-, Prozeß- und Sozialinnovationen intendieren. 
Die Ausgabenkategorien (2)—(4) haben insofern 
eine investive Dimension, als sie die Erhaltung 
bzw. die W iederherstellung der physischen und 
psychischen Gesundheit und damit der Leistungs­
fähigkeit der Bevölkerung zum Ziel haben.

Mit der Identifikation von Ausgabenblöcken mit 
investiven Wirkungen in der Staatskonsumkompo­
nente soll nicht für eine separate Registrierung die­

ser Ausgaben geworben werden. Abgrenzungspro­
bleme lassen den Ertrag einer solchen Neuerung 
nicht als sehr groß erscheinen. Aber sowohl der 
investive Charakter eines Teils der Personal- und 
Sachausgaben als auch die Komplementarität von 
personellen und sachlichen sowie Kapitalinputs 
(mit Ausnahme der Straßenbauinvestitionen) spre­
chen für eine Ersetzung der bisher praktizierten 
VGR-Konventionen durch eine funktionelle Glie­
derung aller Staatsausgaben mit Untergliederun­
gen für Personalausgaben, Sachmittel und Investi­
tionen (im herkömmlichen Sinne).

Produktivität im Staatssektor

Die bisherigen Überlegungen zum Staatskonsum­
begriff und zur Komplementarität von laufenden 
personellen und sachlichen Aufwendungen sowie 
den Anlageinvestitionen des Staates stützen nicht 
die unspezifizierte Behauptung einer mangelnden 
Produktivität staatlicher Tätigkeit. Diese ist damit 
eher als Ausfluß einer spezifischen politisch-ideo­
logischen Position zu begreifen, die die positiven 
Wirkungen eines möglichst wenig eingeschränkten 
Marktsystems besonders stark betont und von da­
her zur Forderung nach einem möglichst „kleinen 
Staat“ gelangt. Eine Objektivierung der w iderstre i­
tenden Standpunkte mittels eines empirischen 
Produktivitätsvergleichs zwischen Privatwirtschaft 
und Staat scheitert, da eine marktpreisbezogene 
Ergebnismessung im staatlichen Bereich fehlt. Die 
staatlichen Produktivitätskennzahlen, die zur De­
flationierung des Staatskonsums herangezogen 
werden, sind bekanntlich völlig  w illkürlich und da­
mit für die Aufhellung der Produktivitätsentwick­
lung im staatlichen Sektor ungeeignet. Versuche 
einer Simulierung von Marktpreisen für Nicht- 
Markt-Tatbestände, die im Rahmen von Kosten- 
Nutzen-Analysen staatlicher Projekte schon unter­
nommen worden sind, um eine Vergleichsgrund­
lage zu schaffen, können nicht überzeugen. Diese 
implizieren nämlich die Übertragung von Markt­
kriterien auf einen Bereich, der explizit außerhalb 
des Marktes liegt und anderen Steuerungsmecha­
nismen gehorcht.

Eine derartige marktbezogene Bewertung er­
scheint aus der Sicht der historischen Entste­
hungsursachen einer Fülle staatlicher Tätigkeiten 
besonders widersprüchlich. Ein großer Teil des 
heutigen Leistungsspektrums des Staates geht zu­
rück auf -  gemessen an bestimmten wirtschafts- 
und gesellschaftspolitischen Zielen — Unzuläng­
lichkeiten der marktwirtschaftlichen Selbststeue­
rung. Welchen Sinn hat es dann, die Produktivität 
von Leistungen, die in Fehlsteuerungen oder man­
gelnder Steuerungsfähigkeit des Marktmechanis­
mus ihren Ursprung haben und kompensatorisch 
im Sinne der Erreichung bestimmter gesellschafts­
politischer Ziele wirken sollen, an dem Marktkri-
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terium zu messen? Sinnvoll kann es wohl nur sein, 
die Produktivität staatlicher Tätigkeit vor dem 
Hintergrund einer detallierten Analyse der vielfä l­
tigen Ziele a ller Gebietskörperschaften an den je­
weiligen Zielerreichungsgraden zu messen.

Zielwirksamerer Mitteleinsatz

Nicht-monetäre Leistungsziffern, die einen Über­
blick über den Leistungsstand, Leistungsdefizite 
und Leistungsverteilung in den staatlichen Aufga­
benbereichen liefern, sind auf die Bedingungen 
staatlicher Leistungserstellung besser zugeschnit­
ten. Sie sind daher das adäquate meßtechnische 
Instrumentarium zur Abbildung der staatlichen 
Produktionsergebnisse " ) .  Selbstverständlich müs­
sen bei einer derartigen Registrierung des staat­
lichen Leistungsstandes mittels sozialer Indikato­
ren auch die Inputgrößen mit berücksichtigt wer­
den. Die Ermittlung von Ergebnis-Aufwands-Kenn- 
ziffern in einzelnen Leistungsbereichen ist auf­
grund der generellen Knappheit öffentlicher Mittel 
und der daraus sich ergebenden Notwendigkeit 
der bestmöglichen Mittelverteilung und eines effi­
zienten Mitteleinsatzes unerläßlich. Auch allge­
mein akzeptierte gesellschaftspolitische Ziele des 
Staates sind keine absoluten Ziele, die um jeden 
Preis erreicht werden sollen, da sie schon auf­
grund der M ittelknappheit immer in Konkurrenz 
zu anderen staatlichen und nicht-staatlichen Zie­
len stehen.

Bedenkt man die Popularität des Vorwurfs gegen­
über dem Staat, er vergeude aufgrund ineffizienter 
Organisationsstrukturen Mittel, die unter privat­
wirtschaftlichen Bedingungen bessere Ergebnisse 
erbringen würden, so w ird die Dringlichkeit der 
Steuerung des Mitteleinsatzes über Output-Input- 
Indikatoren und Kostenwirksamkeitsstudien er-
" )  Vgl. hierzu ausführlicher C. L e  i p e r t  : G esellschaftliche Be­
richterstattung. Eine Einführung in Theorie  und Praxis sozia ler 
Ind ikatoren, B erlin -H e ide lberg-N ew  Y ork 1978, S. 30 ff. und 96 ff.; 
J. S t e i n h a u s e n :  Sozia le Ind ikatoren zur Analyse und Ge­
staltung ö ffen tliche r Güter, in: G. K i r s c h ,  W. W i 11 m a n n 
(Hrsg.): N ationale Z ie le  und Sozia le Ind ikatoren, S tuttgart 1975, 
S. 92 ff.

sichtlich. Zweifelsohne kann die Wirksamkeit des 
Mitteleinsatzes in vielen Bereichen staatlicher Auf­
gabenerfüllung noch — zum Teil erheblich -  ver­
bessert werden. Jeder Schritt zu einem zielw irksa­
meren Mitteleinsatz und zu einem ergebnisver­
mehrenden und/oder -verbessernden Verhalten 
der Beschäftigten des öffentlichen Dienstes ist ein 
wichtiger Beitrag zur Wiedergewinnung der Legi­
timation für eventuell verfolgte Strategien einer 
selektiven Ausweitung staatlicher Dienstleistungs­
kapazitäten.

Legitimation des Staates

Der Hinweis auf noch vorhandene Rationalisie­
rungsreserven im öffentlichen Dienst darf freilich 
nicht die unaufhebbare Differenz zwischen dem 
privatwirtschaftlichen und dem staatlichen Ratio­
nalitätskriterium verwischen. Orientiert sich die 
Privatwirtschaft an dem eindimensionalen Krite­
rium der Gewinnerzielung (oder der Sicherung 
einer befriedigenden Rendite), so muß der Staat 
— getreu seiner komplexen Funktion in unserer 
Gesellschaft — bei der Gestaltung seiner Pro­
gramme gleichzeitig eine Fülle wirtschafts- und 
gesellschaftspolitischer Ziele beachten. Ihre Reali­
sierung bzw. die Erreichung einer bestimmten 
kompromißbehafteten Ergebniskonstellation prägt 
die Rationalität staatlichen Handelns und ver­
schafft dem Staat die Legitimation zur Fortsetzung 
seiner Tätigkeit.

Produktiv ist damit jede Tätigkeit, die der Erfül­
lung individueller Bedürfnisse sowie kollektiver 
wirtschafts- und gesellschaftspolitischer Ziele 
dient und — da w ir in einer Welt knapper Ressour­
cen leben — ein effizientes Leistungs-Aufwands- 
Verhältnis anstrebt. Die optimale Relation zwi­
schen privatwirtschaftlich und staatlich bean­
spruchten Ressourcen kann gemäß diesem um­
fassenden Verständnis produktiver Tätigkeit nicht 
a priori festgelegt werden, sondern bestimmt sich 
nach den sich jeweils herausbildenden Bedürfnis­
strukturen immer w ieder neu.
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